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RFH Reichsfinanzhof 
RFHE Sammlung der Entscheidungen und Gutachten des Reichsfinanzhofs 
RGBl. Reichsgesetzblatt 
rkr. rechtskräftig 
Rn. Randnummer 
Rz. Randziffer,  Randzahl 
S. Satz, Seite 
sog. so genannte(r) 
StÄndG Steueränderungsgesetz 
StB Der Steuerberater (Zeitschrift) 
Stbg Die Steuerberatung (Zeitschrift) 
StbJb Steuerberater-Jahrbuch 
StEntlG Steuerentlastungsgesetz 1999 / 2000 / 2002 
str. streitig 
StRO Die Steuerrechtsordnung 
st. Rspr. ständige Rechtsprechung 
StuB Steuern und Bilanzen (Zeitschrift) 
StuW Steuer und Wirtschaft  (Zeitschrift) 
StVergAbG Steuervergünstigungsabbaugesetz 
Tz. Textziffer 
u. a. und andere 
UmwStG Umwandlungssteuergesetz 
usw. und so weiter 
v. von, vom 
Vfg. Verfügung 
vgl. vergleiche 
WuB Entscheidungssammlung zum Wirtschafts- und Bankrecht (Zeitschrift) 
z. B. zum Beispiel 
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zit. zitiert 
ZRP Zeitschrift  für Rechtspolitik 
zugl. zugleich 

Im Übrigen wird hinsichtlich der verwendeten Abkürzungen auf Kirchner,  Hildebert /Butz, 
Cornelie, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 5. Auflage, Berlin 2003, verwiesen. 



A. Einleitung und Gang der Darstellung 

Die Besteuerung privater Veräußerungen nimmt im deutschen Einkommensteu-
errecht eine Sonderstellung ein, die eng mit dem sog. Dualismus der Einkunfts-
arten zusammenhängt. Die grundsätzliche Nichtsteuerbarkeit privater Veräußerun-
gen ist historisch bedingt und hat eine lange Tradition. Änderungsvorschläge sto-
ßen daher immer wieder auf großen Widerstand. 

Die Ausdehnung der Besteuerung privater Veräußerungsgeschäfte  ist besonders 
aus fiskalischen Gründen oft diskutiert und in begrenztem Umfang auch durch-
geführt worden. Zum Teil wird der internationale Vergleich mit den Steuersystemen 
anderer Staaten als Begründung für eine erweiterte oder umfassende Besteuerung 
privater Veräußerungen herangezogen. Auch nach dem Scheitern des Entwurfs des 
Steuervergünstigungsabbaugesetzes1 (StVergAbG) im Frühjahr 2003 ist es nur eine 
Frage der Zeit, bis im Gesetzgebungsverfahren erneut die Forderung nach einer Be-
steuerung aller privaten Veräußerungsgewinne erhoben wird. Die Frage danach, 
welche Art der Besteuerung in diesem Bereich verfassungsrechtlich zulässig und 
rechtspolitisch wünschenswert ist, bleibt aktuell. Derzeit besteht ein Zustand der 
Ungewissheit und Unsicherheit, dessen Dauer unklar ist. Die internationale Kon-
kurrenzfähigkeit  des deutschen Steuersystems mit den verfassungsrechtlichen und 
systematischen Vorgaben in Einklang zu bringen ist eine Herausforderung.  Im Hin-
blick auf die verfassungsrechtlichen Vorgaben ist in erster Linie das Gebot der Be-
steuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu nennen. 

§ 23 EStG ist auch durch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) vom 9. März 20042 zu den bei der Besteuerung der Veräußerung von 
Wertpapieren bestehenden Vollzugsdefiziten und durch die anstehende Entschei-
dung zur Verfassungsmäßigkeit der Verlängerung der Veräußerungsfristen3 in den 
Blickpunkt des Interesses gerückt. In dieser Entscheidung sowie im Vorlage-
beschluss des Bundesfinanzhofs  (BFH) zur Fristverlängerung4 werden neue 
Aspekte zur Begründung des § 23 EStG und der Unterscheidung von Gewinn- und 
Überschusseinkünften genannt. 

Die folgende Untersuchung soll die geltende Regelung einer fristabhängigen Be-
steuerung privater Veräußerungen nach § 23 EStG in systematischer und verfas-
sungsrechtlicher Hinsicht analysieren und dabei die Möglichkeiten und Grenzen 

1 BT-Drucks. 15/119, S. 1 ff. 
2 BVerfG v. 9. 3. 2004 - 2 BvL 17/02, BVerfGE 110, 94 ff. 
3 Az. des BVerfG: 2 BvL 2/04 und 2 BvL 14/02. 
4 BFH v. 16. 12. 2003 - IX R 46/02, BFHE 204, 228 ff. 
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der Besteuerung privater Veräußerungsgewinne aufzeigen. Für die Untersuchung 
des § 23 EStG ist in besonderem Maße die Entstehungsgeschichte bedeutsam. Die 
historische Entwicklung der Vorschrift  und der mit dieser zusammenhängenden 
Bestimmungen bilden daher den Ausgangspunkt der Untersuchung. 

Daran anknüpfend soll festgestellt werden, ob bzw. wie sich § 23 EStG in seiner 
derzeitigen Fassung im Gesamtregelungszusammenhang des Einkommensteuerge-
setzes erklären und rechtfertigen lässt. Diese Frage ist aufgrund der Gesetzesände-
rungen der letzten Jahre und aufgrund neuerer Begründungsansätze vor allem des 
BFH und des BVerfG besonders aktuell. Der BFH hat den Einkünftedualismus in 
einem Urteil aus dem Jahr 2003 mit den schon 1925 angeführten praktischen 
Schwierigkeiten bei einer generellen Steuerpflicht der Veräußerungen im Privat-
vermögen und mit drohenden Vollzugsdefiziten begründet.5 Das BVerfG hat nun 
im „Spekulationsurteil" - ergänzend zu seiner früheren Begründung - versucht, 
§ 23 EStG als typisierte Überschreitung der privaten Vermögensverwaltung zu 
rechtfertigen.6 

Aus dieser Untersuchung zur systematischen Stellung des § 23 EStG ergeben 
sich terminologische Folgerungen, die im Anschluss kurz zusammengefasst wer-
den. 

Neben den grundsätzlichen Fragen einer fristabhängigen Besteuerung privater 
Veräußerungen stellen sich einige Fragen hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung 
der fristabhängigen Besteuerung nach geltendem Recht und de lege ferenda, die 
im Abschnitt D. untersucht werden. Dabei ist insbesondere darauf einzugehen, ob 
und gegebenenfalls wie die allgemeinen Grundsätze des Einkommensteuerrechts 
durch die Besonderheiten der privaten Veräußerungsgeschäfte  bzw. der gesetzli-
chen Regelung in § 23 EStG modifiziert werden. Insbesondere soll untersucht wer-
den, welche Anforderungen sich aus der Steuergleichheit (Art. 3 I GG) für die tat-
sächliche Erfassung der Einkünfte ergeben und ob eine umfassende Besteuerung 
möglich wäre. Dies hat das BVerfG im Jahr 1969 knapp festgestellt und im Jahr 
2004 bestätigt.7 Die Grundsätze des Zinsurteils sowie die Entscheidung des 
BVerfG zur Besteuerung der Wertpapierveräußerungen nach § 23 EStG zeigen je-
doch, dass materielle Steuernormen bei Bestehen von Vollzugsdefiziten verfas-
sungswidrig sein können. Daraus ergeben sich möglicherweise Grenzen für die Be-
steuerung privater Veräußerungen. 

Nach der Untersuchung der Grund- und Detailfragen des geltenden § 23 EStG 
wird schließlich im Abschnitt E. kurz auf die wichtigsten Modelle zur Reform der 
Besteuerung von Veräußerungen im Privatvermögen eingegangen. 

5 So anlässlich der Frage des zeitlichen Anwendungsbereichs der verlängerten Fristen in 
§ 23 EStG BFH v. 16. 12. 2003 - IX R 46/02, BFHE 204, 228 (257). 

6 So zu Grundbesitz BVerfG v. 9. 3. 2004 - 2 BvL 17/02, BVerfGE 110, 94 (98). Diese 
Ausführungen finden sich merkwürdigerweise im Tatbestand des Urteils. 

7 BVerfG v. 9. 7. 1969-2 BvL 20/65, BVerfGE 26, 302 (312); BVerfG v. 9. 3. 2004 -
2 BvL 17/02, BVerfGE 110, 94 (112). 
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Die Zusammenhänge mit der Besteuerung betrieblicher Veräußerungsgewinne 
werden an den entsprechenden Stellen behandelt. Aufgrund der thematischen Ein-
grenzung muss ein eingehender Vergleich mit der Besteuerung betrieblicher Ver-
äußerungsgewinne jedoch unterbleiben. Dies würde den Rahmen der vorliegenden 
Untersuchung sprengen. 


